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Fahrradversicherung Privat
Produktinformationsblatt Versicherungen 

Waldenburger Versicherung AG FVW 2021 
Stand 01.03.202

Dieses Informationsblatt gibt Ihnen einen ersten Überblick. Es ist beispielhaft und daher nicht vollständig. 
Die vollständigen Informationen finden Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versiche-
rungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle 
Unterlagen durch.

Um welche Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Fahrradversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen der Beschädigung, 
der Zerstörung oder des Abhandenkommens Ihres Fahrrads infolge eines Versicherungsfalls.  

Was ist versichert?
Versichert ist das im Versicherungsschein be-
zeichnete Fahrrad mit oder ohne Hilfsmotor
(Antriebsart Akku oder Wasserstoff). Dazu
gehören alle fest mit dem Fahrrad verbundenen
und zur Funktion des Fahrrades gehörenden Teile
wie Sattel, Lenker, Lampen, Gepäckträger, etc.

Versicherte Gefahren
Diebstahl, Teilediebstahl
Einbruchdiebstahl/Raub
Unfall, Transportmittelunfall
Vandalismus
Fall- oder Sturzschäden des gesamten Fahrrades
Brand, Blitzschlag, Explosion
Sturm/Hagel
Überschwemmung, Lawinen, Erdrutsch
Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit
Material-, Produktions- und Konstruktionsfehler
nach Ablauf der gesetzlichen Gewährleistungsfrist
Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und
Steuerungsgeräten
Elektronikschäden an Akku, Motor und
Steuerungsgeräten
Verschleiß

Versicherte Schäden
Sachschaden infolge von Zerstörung, Beschädi-
gung oder Abhandenkommen des versicherten
Fahrrads infolge eines Versicherungsfalls

Versicherungssumme und Versicherungswert
Die Versicherungssumme ist der vereinbarte Be-
trag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.
Ist das nicht der Fall, können Nachteile bei der
Entschädigungsberechnung entstehen.

Was ist nicht versichert?
Dazu zählen beispielsweise:

x Schäden, für die ein Dritter vertraglich einzu-
stehen hat als Hersteller oder Verkäufer.

x Schäden die durch Kernenergie, Terror- 
oder Kriegsereignisse, Innere Unruhen ent-
stehen.

x Schäden die bei der Teilnahme an Sportver-
anstaltungen oder Wettkämpfen entstehen. 

x Serienschäden sowie Rückrufaktionen sei-
tens des Herstellers. 

Gibt es Einschränkungen beim Ver-
sicherungsschutz?
Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der 
Versicherungsschutz eingeschränkt sein kann.
In jedem Fall vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen sind zum Beispiel: 

! Schäden die nicht die Funktion der Sache
beeinträchtigen (optische Schäden etc.).

! Schäden, die Sie vorsätzlich herbeigeführt
haben.

Wo bin ich versichert?
Die Fahrradversicherung gilt weltweit.

Welche Pflichten habe ich?
Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.
Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben.
Sie müssen die Kosten des Schadens gering halten.
Wenn sich Ihre vorhandenen Risikoumstände während der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müssen Sie uns
ansprechen, damit der Vertrag ggf. angepasst werden kann.
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Wann und wie muss ich bezahlen?
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die 
weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vier-
teljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge 
von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz?
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie 
den ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Hat der Vertrag eine Laufzeit von mindestens 
1 Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr (Verlängerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen 
den Vertrag. 

Wie kann ich den Vertrag beenden?
Sie können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlängerungs-
jahres kündigen (im ersten Versicherungsjahr spätestens drei Monate, ab dem zweiten Versicherungsjahr einen Tag 
vor dem Ende der Vertragslaufzeit).
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen. 
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Kundeninformation gemäß § 7 WG und § 1 der WG-lnfoV 
Stand 01.12.2021 

 
1. Identität des Versicherers 

 
Ihr Vertragspartner ist die Waldenburger Versicherung AG, Max-Eyth-Straße 1, 74638 Waldenburg. Sie hat die Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft. Registergericht ist das Amtsgericht Stuttgart (HR B 590670). 

 
2. Ansprechpartner im Ausland 

 
entfällt 

 
3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 

 
Waldenburger Versicherung AG 
Registergericht Stuttgart HR B 590670 
Aufsichtsrat: Joachim Kaltmaier (Vorsitzender) 
Vorstand: Thomas Gebhardt (Vorsitzender), Antonio Niemer 
Anschrift: Max-Eyth-Straße 1, 74638 Waldenburg, Telefon 07942 945-5055, Fax 07942 945-555066 

 
4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und zuständige Aufsichtsbehörde 

 
Gegenstand der Waldenburger Versicherung AG ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb aller Zweige des privaten Versicherungs- 
wesens, in der Lebens-, Kranken-, Rechtsschutz- und Kreditversicherung jedoch nur der Rückversicherung. Die Waldenburger 
Versicherung AG steht unter der staatlichen Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich Versicherungen, 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn. 

 
5. Zugehörigkeit zu einem Sicherungsfonds 

 
entfällt 

 
6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 

 
a) Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Bedingungen sind den Ihnen ausgehändigten Unterlagen beigefügt. Auf Ihren Vertrag 

findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 
 

b) Angaben über die Art, den Umfang, die Fälligkeit und die Erfüllung der Leistung des Versicherers finden Sie in den beigefügten 
Allgemeinen Vertragsdaten sowie in den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln. 

 
7. Gesamtpreis der Versicherung 

 
Den gesamten zu entrichtenden Beitrag für Ihren Vertrag können Sie den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen. Falls Sie 
zusätzliche Leistungen (Zusatzversicherungen) eingeschlossen haben, finden Sie an dieser Stelle auch die Aufteilung des Beitrags auf 
Haupt- und Zusatzversicherungen. 

 
8. Zusätzliche Kosten 

 
Zusätzlich zu dem unter Punkt 7 genannten Gesamtpreis der Versicherung werden von uns keine weiteren planmäßigen Gebühren oder 
Kosten erhoben. Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können 
wir die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungsbeitrag gesondert in Rechnung stellen. Dies gilt 
beispielsweise bei Erteilung einer Ersatzurkunde oder von Abschriften des Versicherungsscheins, schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzah- 
lung von Folgebeiträgen, Verzug bei Folgebeiträgen, Rückläufern im Lastschriftverfahren, Durchführung von Vertragsänderungen. 

 
9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung 

 
Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge können Sie den beigefügten Allge- 
meinen Vertragsdaten sowie den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln entnehmen. 
Insbesondere möchten wir Sie darauf hinweisen, dass wir bei nicht rechtzeitiger Zahlung des Einlösungsbeitrags - solange die Zahlung 
noch nicht bewirkt ist - vom Vertrag zurücktreten können. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, 
sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Auch wenn Sie Folgebeiträge trotz unserer Mahnung nicht zahlen, können Sie den Versicherungs- 
schutz verlieren. Weitere Informationen hierzu finden Sie in den Allgemeinen Bedingungen. Die Fälligkeit des Beitrags können Sie den 
Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen. 

 
10. Befristung der Gültigkeitsdauer der Informationen 

 
Die Ihnen zur Verfügung gestellten Verbraucherinformationen sind für einen Zeitraum von 6 Wochen gültig, sofern der gewählte Tarif nicht 
früher für den Verkauf geschlossen werden muss. 

 
11. Kapitalanlagerisiko 

 
entfällt 

 
12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrags/Versicherungsschutz 
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, in den 
beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. Ihr Vertrag gilt als geschlossen, wenn wir Ihren Antrag auf 



 
 

Abschluss des Versicherungsvertrags angenommen haben bzw. wenn wir Ihre Annahmeerklärung zu unserem Antrag erhalten haben. Ist 
der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet (vgl. Punkt 9). 

 
Vorbehaltlich Ihres Widerrufsrechts nach § 8 Versicherungsvertragsgesetz ist der Versicherer berechtigt, Ihren Antrag auf Abschluss 
eines Versicherungsvertrags bis zum Ablauf von 1 Monat anzunehmen. Diese Annahmefrist beginnt mit dem Tag der Antragstellung. 

 
Haben wir Ihnen ein Angebot auf Abschluss eines Versicherungsvertrags unterbreitet, so halten wir uns 6 Wochen an dieses Angebot 
gebunden. 

 
13. Widerrufsbelehrung 

 
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E- 
Mail) widerrufen. 

 
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 

 
• der Versicherungsschein, 
• die Vertragsbestimmungen, 

 
einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarif- 
bestimmungen, 

 
• diese Belehrung, 
• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (sofern dies für Ihr Versicherungsprodukt vorgesehen ist), 
• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform zugegangen sind. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
 

Waldenburger Versicherung AG 
Max-Eyth-Straße 1, 74638 Waldenburg 
Fax 07942 945-555066 
E-Mail: info@waldenburger.com 

 
Widerrufsfolgen 

 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider- 
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehal- 
ten. Wir erstatten zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfan- 
gene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

 
Besondere Hinweise 

 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

 
 

Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen 

 
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen 
aufgeführt: 

 
Informationspflicht bei allen Versicherungszeigen 

 
Wir müssen Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

 
1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist 

auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer; 
2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versiche- 

rer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertre- 
tungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche- 
rungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form; 

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; 
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des 

Versicherers; 
5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln aus- 

zuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein 
genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des 
Preises ermöglichen; 

6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien; 



 
 

7. die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter An- 
gebote, insbesondere hinsichtlich des Preises; 

8. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungs- 
schutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll; 

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Na- 
men und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließ- 
lich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informa- 
tionen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form; 

10. Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
11. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Ver- 

tragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form; 

12. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Ab- 
schluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt; 

13. das auf den Vertrag anwendbare Recht, 
14. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Unterabschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt wer- 

den, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Lauf- 
zeit dieses Vertrags zu führen; 

15. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die 
Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu 
beschreiten, hiervon unberührt bleibt; 

16. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde. 
 

14. Laufzeit des Vertrags 
 

Den vereinbarten Vertragsbeginn finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten. Dort ist auch der vereinbarte Ablauf der 
Versicherung angegeben. 

 
15. Beendigung des Vertrags 

 
Der vereinbarte Ablauf der Versicherung ist in den Allgemeinen Vertragsdaten angegeben. Nähere Angaben zu den vertraglichen 
Kündigungsbedingungen finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Vereinbarungen und Klauseln. 

 
16. Abweichendes Recht der Vertragsanbahnung 

 
entfällt 

 
17. Vertragsklauseln über das auf Ihren Vertrag anwendbare Recht und über das zuständige Gericht 

 
Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Informationen über das zuständige Gericht finden Sie in 
den beigefügten Allgemeinen Bedingungen. 

 
18. Sprache der Versicherungsbedingungen, der Kommunikation und dieser Information 

 
Auf Ihren Vertrag findet die deutsche Sprache Anwendung. Das bedeutet, dass alle Vertragsunterlagen, wie zum Beispiel die Versiche- 
rungsbedingungen, diese Informationen und die übrigen Verbraucherinformationen und auch die Kommunikation während der Laufzeit 
Ihres Vertrags in deutscher Sprache erfolgen. 

 
19. Außergerichtliche Streitschlichtung 

 
Wir sind Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin. 
Sie haben die Möglichkeit, das kostenlose außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren des Versicherungsombudsmannes in Anspruch 
zu nehmen, sofern entweder Ihre Versicherungsverträge nicht im Zusammenhang mit einer gewerblichen oder selbständigen beruflichen 
Tätigkeit abgeschlossen wurden und der Wert Ihrer Beschwerde dabei den Betrag von 100.000 EUR nicht übersteigt, oder aber sich Ihre 
Beschwerde gegen Versicherungsvermittler richtet. 

 
Weitere Informationen zum Versicherungsombudsmann finden Sie unter: 
www.versicherungsombudsmann.de 
Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt. 

 
20. Beschwerdemöglichkeit bei der Aufsichtsbehörde 

 
Bitte richten Sie bei Unstimmigkeiten Ihre Beschwerden vorrangig an uns oder den betreuenden Vermittler. Darüber hinaus haben Sie die 
Möglichkeit, sich an die unter Punkt 4 genannte zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden. 



Fahrrad-
versicherung

  Privat

Auszug aus dem Deckungskonzept in verkürzter 
Form (Stand 03/24)

Versicherte Sachen:
- Fahrrad mit oder ohne Hilfsmotor (Antriebsart Akku oder Wasserstoff) sowie alle mit
  dem Fahrrad fest verbundenen und zur Funktion des Fahrrads gehörenden Teile
- Mitversichertes regelmäßig im Gebrauch befindliches loses Fahrradzubehör und 
  -gepäck:
  Fahrradschloss, Fahrradanhänger, Schleppstange, Beleuchtung, Fahrradtachometer,
  Fahrradspiegel, Fahrradkompass, Fahrradhelm, Luftpumpe, Kartenhalter, Trinkflasche,
  Fahrradtasche, Werkzeugtasche, Flickzeug, Fahrradkorb, Kindersitz, Steckschutz-
  blech, Reflektoren, Regenschutzplane, Kleidung, Schlafsack, Zelt. 
  Entschädigungsgrenze 10% der VS
  Entschädigung bei Fahrradgepäck bis 300,00 EUR

- Diebstahl
- Teilediebstahl
- Einbruchdiebstahl / Raub
- Diebstahl aus verschlossenem Kraftfahrzeug
- Diebstahl aus gesichertem Fahrradanhänger

Reparatur infolge von:
- Unfall
- Transportmittelunfall
- Vandalismus (mut- und böswillige Beschädigung durch unbekannte Dritte)
- Fall- oder Sturzschäden des gesamten Fahrrades
- Brand, Blitzschlag, Explosion
- Sturm / Hagel, Überschwemmung, Lawinen, Erdrutsch
- Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit
- Material-, Produktions- und Konstruktionsfehler nach Ablauf der gesetzlichen
  Gewährleistungsfrist
- Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und Steuerungsgeräten
- Elektronikschäden (Kurzschluss, Induktion, Überspannung) an Akku, Motor und
  Steuerungsgeräten
- Verschleiß bis zu einem Fahrradalter von
- Verschleiß an Reifen und Bremsen, bis 150 EUR je Versicherungsfall und -jahr

Geltungsbereich:
- Weltweit ohne zeitliche Begrenzung

Erweiterungen
- Grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
- Wertminderung ab einem Reparaturkostenbetrag von 50 % der VS, 
  10 % der VS, max. 300 EUR
- Vorsorgebetrag 
- verkürzte Kündigungsfrist nach einem Jahr

Mobilitätsgarantie, bis 500 EUR je Versicherungsfall
- Mobile qualifizierte Pannenhilfe am Schadenort ab 5 km Entfernung vom ständigen 
  Wohnort, bis 150 EUR
- Ersatzfahrrad sofern keine umgehende Reparatur möglich, 
  bis 25 EUR/Tag, max. 14 Tage
- Bergungskosten nach einem Unfall
- Fahrrad-Verschrottung
- Abschleppkosten ab 5 km Entfernung vom ständigen Wohnort, bis 150 EUR
- Weiter- oder Rückfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln (Taxi nur soweit erforderlich)
- Übernachtung sofern eine Reparatur am gleichen Tag nicht möglich ist, 
  bis 100 EUR/Nacht max. 5 Tage
- Rücktransport des Fahrrades, bis max. 500 EUR  - 

 - 
 - 

 - 

 - 
 - 
 - 

 - 

 - 

 - 
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 - 
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Versicherte Gefahren:
 - 

 - 10%



Auszug aus dem Deckungskonzept in verkürzter 
Form (Stand 03/24)

Optional gegen Mehrbeitrag
Einschluss Diebstahl Familienfahrräder
Einschluss Marktgarantie

Optional gegen Nachlass
Ausschluss Diebstahl
Reiner Diebstahlschutz
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Diese Übersicht stellt lediglich eine Kurzbeschreibung der versicherten Leistungen dar. Die rechtsverbindliche Beschreibung des Versicherungsschutzes ergibt sich 

ausschließlich aus den beantragten und von uns im Versicherungsschein dokumentierten Leistungen sowie aus den vereinbarten Versicherungsbedingungen.

 - 



 
Versicherungsbedingungen für die Fahrrad-Vollkaskoversicherung 
(FVW 2021) – Stand 01.03.2024 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
Teil A  Leistungsversprechen 
 
A 1 Versicherte Sachen 
 
A 2  Versicherte Gefahren und Schäden, Ausschlüsse, Mobilitätsgarantie, Geltungsbereich 
 
A 2.1 Diebstahl 
A 2.2 Reparaturen 
A 2.3 Mobilitätsgarantie im Rahmen der Premium Plus-Deckung  
A 2.4 Geltungsbereich 
 
A 3 Generelle Ausschlüsse 
 
A 4 Grundlage- und Ermittlung Entschädigungshöhe und -grenze, Versicherungssumme, Unterversicherung 

 
A 4.1 Ermittlung Entschädigungshöhe 
A 4.2 Entschädigungsgrenze 
A 4.3 Versicherungssumme 
A 4.4 Unterversicherung 
 
A 5 Leistungsumfang 
 
A 5.1  Entschädigung bei Diebstahl 
A 5.2 Entschädigung bei Vandalismus, Reparatur, Verschleiß, Wertminderung 
A 5.3 Entschädigungswertestaffel 
A 5.4 Entschädigung für regelmäßig im Gebrauch befindliches lose mit dem Fahrrad verbundenes Fahrradzubehör  
A 5.5 Entschädigung Fahrradgepäck  
A 5.6 Entschädigung Mobilitätsgarantie 
A 5.7 Entschädigung bei Nichtverfügbarkeit von Ersatzteilen  
 
 
A 6 Fälligkeit der Entschädigung, Verzinsung 
 
A 6.1 Fälligkeit der Entschädigung 
A 6.2 Verzinsung 
A 6.3  Hemmung 
A 6.4 Aufschiebung der Zahlung 
 
A 7 Leistungsvoraussetzungen 
 
A 8 Wieder aufgefundene Sachen 
 
A 8.1 Anzeigepflicht 
A 8.2 Entschädigung 
A 8.3  Ausgetauschte Teile 
 
A 9 Veräußerung, Tod des Versicherungsnehmers, Fortführung des Vertrages nach einem Diebstahl oder Total-

schaden, Umzug 
 
A 9.1 Veräußerung 
A 9.2 Tod des Versicherungsnehmers 
A 9.3 Fortführung des Vertrages nach einem Diebstahl oder Totalschaden 
A 9.4  Umzug 
 
A 10 Anpassung des Beitrags 
 
A 11  Reparaturversicherung (Ausschluss Diebstahlschäden) – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich ver-

einbart 
 
A 12 Diebstahlversicherung (Ausschluss Reparaturschäden) – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich ver-

einbart 
 
A 13  Familienfahrräder – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich vereinbart 
 
A 14 Marktgarantie – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich vereinbart 
 
 
 
 



 
Teil B  Allgemeiner Teil 
 
 
Abschnitt B 1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung 
 
B 1.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
B 1.2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 
B 1.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
B 1.4 Folgebeitrag 
B 1.5 Lastschriftverfahren 
B 1.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
Abschnitt B 2 Dauer und Ende des Vertrages, Kündigung 
 
B 2.1 Dauer und Ende des Vertrags 
B 2.2 Kündigung nach Versicherungsfall 
B 2.3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen (gilt nicht für die Fahrrad-Vollkaskoversicherung und die D&O-Versicherung) 
 
Abschnitt B 3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 
 
B 3.1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 
B 3.2 Gefahrerhöhung (gilt für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie Betriebsunterbrechungs-versiche-

rungen und die D&O-Versicherung) 
B 3.3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
Abschnitt B 4 Weitere Regelungen 
 
B 4.1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 
B 4.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 
B 4.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
B 4.4 Verjährung 
B 4.5 Örtlich zuständiges Gericht 
B 4.6 Anzuwendendes Recht 
B 4.7 Embargobestimmung 
 
Abschnitt B 5 Besonderheiten für die Sachversicherung und Technischen Versicherungen und Betriebsunterbre-

chungsversicherungen 
 
B 5.1 Überversicherung 
B 5.2 Versicherung für fremde Rechnung 
B 5.3 Aufwendungsersatz 
B 5.4 Übergang von Ersatzansprüchen 
B 5.5 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
B 5.6 Repräsentanten 
 
 
 

  



Teil A Leistungsversprechen 
 
A 1 Versicherte Sachen 
 
 Versichert ist das im Versicherungsschein bezeichnete Fahrrad mit oder ohne Hilfsmotor (Antriebsart Akku oder 

Wasserstoff) auf Basis eines Sachversicherungsvertrages. Dazu gehören alle fest mit dem Fahrrad verbundenen 
und zur Funktion des Fahrrades gehörenden Teile wie z. B. Sattel, Lenker, Lampen, Klingel, Gepäckträger. Teile, 
die mit Schnellspanner befestigt sind, gelten als fest verbunden und sind damit mitversichert.  

 
  Mitversichertes regelmäßig im Gebrauch befindliches lose mit dem Fahrrad verbundenes Fahrradzubehör und -

gepäck: 
 Fahrradschloss, Fahrradanhänger, Schleppstange, Beleuchtung, Fahrradtachometer, Fahrradspiegel, Fahrradkom-

pass, Fahrradhelm, Luftpumpe, Kartenhalter, Trinkflasche, Fahrradtasche, Werkzeugtasche, Flickzeug, Fahrrad-
korb, Kindersitz, Steckschutzblech, Reflektoren, Regenschutzplane, Kleidung, Schlafsack, Zelt.  

  
A 2 Versicherte Gefahren und Schäden, Ausschlüsse, Mobilitätsgarantie 
 

Der Versicherer leistet Entschädigung bei: 
 
A 2.1 Diebstahl 
 
A 2.1.1  Bei Verlust des Fahrrades durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl oder Raub erfolgt eine Regulierung gemäß A 5.1. 
 
A 2.1.2 Bei Diebstahl von fest mit dem Fahrrad verbundenen Teilen (auch Akkus) und regelmäßig im Gebrauch befindliches 

lose mit dem Fahrrad verbundenes Fahrradzubehör erstattet der Versicherer die Ersatzteile einschließlich Arbeits-
lohn, höchstens jedoch den Wert des Fahrrades gemäß A 5.1. 

 
A 2.1.3 Bei Diebstahl des Fahrrades aus einem abgestellten verschlossenen Kraftfahrzeug und aus daran angebrachten, 

mit Verschluss gesicherten Fahrradträgern besteht Versicherungsschutz, wenn das Kraftfahrzeug bzw. der Fahrrad-
träger fest verschlossen bzw. abgeschlossen ist.  

 
A 2.1.4 Nicht versichert sind Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen des Fahrrades oder Diebstahlschäden, wenn das Fahr-

rad nicht gemäß A 7.1 gegen Diebstahl gesichert wurde. 
 

A 2.2 Reparaturen 
 
A 2.2.1 Bei Reparaturen erfolgt eine Regulierung entsprechend A 5.2 bei Beschädigungen infolge von: 
 
A 2.2.1.1 Unfall; 
 
A 2.2.1.2 Transportmittelunfall  
 
A 2.2.1.3 Vandalismus (mut- und böswillige Beschädigung durch unbekannte Dritte); 
 
A 2.2.1.4 Fall- oder Sturzschäden des gesamten Fahrrades; 
 
A 2.2.1.5 Brand, Blitzschlag, Explosion; 
 
A 2.2.1.6 Sturm, Hagel, Überschwemmung, Lawinen, Erdrutsch; 
 
A 2.2.1.7 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit; 
 
A 2.2.1.8 Material-, Produktions- und Konstruktionsfehler nach Ablauf der gesetzlichen Gewährleistungspflicht; 
 
A 2.2.1.9 Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und Steuerungsgeräten; 
 
A 2.2.1.10 Elektronikschäden (Kurzschluss, Induktion, Überspannung) an Akku, Motor- und Steuerungsgeräten; 
 
A 2.2.1.11 Verschleiß im Rahmen der Premium Plus-Deckung  

   
 Beschädigungen infolge von Verscheiß sind versichert, wenn das Kaufdatum des Fahrrads zum Schadenzeitpunkt 

nicht älter als 5 Jahre ist  
 

A 2.2.2 Nicht versichert sind: 
 
A 2.2.2.1 Schäden, die nicht die Funktion der Sache beeinträchtigen (z. B. Schrammen oder Schäden an der Lackierung); 
 
A 2.2.2.2 Schäden, für die ein Dritter vertraglich oder gesetzlich einzustehen hat als Hersteller, Verkäufer, aus Reparaturauf-

trag oder sonstigem vertraglichen Verhältnis; 
 
A 2.2.2.3 Schäden, die bei der Teilnahme an Sportveranstaltungen und Wettkämpfen einschließlich der dazugehörigen Trai-

nings- und Übungsfahrten entstehen, sei es im Amateur-, Privat- oder im Profibereich; 
 
A 2.2.2.4  Schäden die bei Fahrten in Bike- und Downhill-Parks entstehen; 
 
A 2.2.2.5  Schäden, die bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorhanden waren; 



 
A 2.2.2.6 Schäden infolge von Manipulationen des Antriebssystems oder durch nicht fachgerechte Ein- oder Umbauten sowie 

unsachgemäßer Reparaturen sowie ungewöhnliche insbesondere nicht den Herstellervorgaben entsprechende Ver-
wendung oder Reinigung des Fahrrades; 

 
A 2.2.2.7 Schäden am Akku durch nicht sachgemäße Aufladung / Wartung.  
 
A 2.3 Mobilitätsgarantie im Rahmen der Premium Plus-Deckung 
 

Der Versicherer ersetzt infolge von Beschädigungen nach A 2.2 die notwendigen und angefallenen Kosten gemäß 
A 5.6 für:  

 
A 2.3.1 Pannenhilfe  
 

Sofern in der Nähe des Schadenortes eine qualifizierte mobile Pannenhilfe verfügbar ist und diese Leistung in zu-
mutbarer Zeit nach der Schadenmeldung angeboten werden kann, übernimmt der Versicherer je Versicherungsfall 
die hierdurch entstehenden Kosten bis 150 EUR. 
 
Voraussetzung für die Übernahme ist, dass die Entfernung zwischen ständigem Wohnort und Schadenort mehr als 
5 km beträgt.  

 
A 2.3.2 Ersatzfahrrad 
 

Die Anmietung eines vergleichbaren Ersatzfahrrades bis zur Wiederherstellung der Fahrbereitschaft bei einem 
Fahrradhändler oder einer Fahrradreparaturwerkstatt, wenn eine umgehende Reparatur nicht möglich ist, höchstens 
25 EUR je Tag für die Dauer von 14 Tagen. Werden Kosten gemäß A 2.3.6 in Anspruch genommen, übernimmt der 
Versicherer keine Ersatzfahrradkosten.  

 
A 2.3.3 Bergungskosten 
 

Ist das versicherte Fahrrad nach einem Unfall von der Straße oder einem öffentlich befahrbaren Fahrradweg abge-
kommen und kann nicht mehr aus eigener Kraft auf die Straße oder den Fahrradweg geschafft werden, übernimmt 
der Versicherer je Versicherungsfall die Kosten für den notwendigen Einsatz eines Bergungsdienstes und den Ab-
transport einschließlich Gepäck zur nächstgelegenen Fahrradwerkstatt.  

 
A 2.3.4  Fahrrad-Verschrottung 
 

Muss das Fahrrad aufgrund eines versicherten Ereignisses verschrottet werden, übernimmt der Versicherer die 
Kosten hierfür sowie die Kosten des Transports vom Schadenort zum Schrottplatz. Ein Beleg über die Verschrot-
tung und die dem Versicherungsnehmer damit entstandenen Kosten ist dem Versicherer vorzulegen.   
 
Voraussetzung für die Übernahme ist, dass ein Totalschaden vorliegt.   

 
A 2.3.5 Abschleppkosten 
 

Kann das Fahrrad nach Fahrtantritt aufgrund einer Panne oder eines Unfalls an der Schadenstelle nicht wieder 
fahrbereit gemacht werden, übernimmt der Versicherer die hierdurch entstehenden angemessenen Kosten für den 
Transport des Fahrrads einschließlich Gepäck sowie die damit einhergehende Beförderung des Nutzers des Fahr-
rads (z.B. öffentliche Verkehrsmittel, Taxi, Privat-PKW eines Bekannten) zur nächstgelegenen Fahrradwerkstatt bis 
150 EUR. 
 
Voraussetzung für die Übernahme ist, dass die Entfernung zwischen ständigem Wohnort und Schadenort mehr als 
5 km beträgt.  

 
A 2.3.6  Weiter- oder Rückfahrt 
 

Der Versicherer übernimmt die Kosten für öffentliche Verkehrsmittel (soweit erforderlich auch die Kosten für ein 
Taxi) für 
- die Rückfahrt vom Schadenort zum ständigen Wohnort; 
- die Weiterfahrt vom Schadenort zum Zielort; 
- die Fahrt zum Schadenort für eine Person, wenn das wieder fahrbereite Fahrrad dort abgeholt werden soll.  

 
A 2.3.7  Übernachtung 
 

Der Versicherer übernimmt die zusätzlichen Kosten für Hotel oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z.B. 
Frühstück, Telefon) bis das Fahrrad wiederhergestellt wurde, höchstens 100 EUR je Übernachtung für die Dauer 
von 5 Nächten.  
 

A 2.3.8  Rücktransport des Fahrrads  
 

Kann das versicherte Fahrrad am Schadenort oder in dessen Nähe nicht innerhalb von 5 Werktagen fahrbereit ge-
macht werden, übernehmen wir die nachgewiesenen entstandenen Kosten für den Rücktransport zu Ihrem ständi-
gen Wohnort bis 500,00 EUR, Voraussetzung für die Kostenübernahme ist, dass der Rücktransport innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erfolgt. 
Ein Rücktransport kommt nicht in Betracht, wenn die voraussichtlichen Reparaturkosten den Wert für ein gleichwer-
tiges Fahrrad am Schadentag überschreiten, also ein wirtschaftlicher Totalschaden vorliegt.  



 
A 2.4 Geltungsbereich 
 

Der Versicherungsschutz gilt weltweit ohne zeitliche Begrenzung.   
 
A 3 Generelle Ausschlüsse 
 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden, 
 
A 3.1  durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Repräsentanten;  
 
A 3.2  durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand;  
 
A 3.3 durch Innere Unruhen;  
A 3.4 durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen;  
 
A 3.5 durch Erdbeben. 
 
A 4  Grundlage und Ermittlung Entschädigungshöhe und -grenze, Versicherungssumme, Unterversicherung  
 
A 4.1 Ermittlung Entschädigungshöhe 
 
 Bei der Ermittlung der Entschädigungshöhe wird in drei unterschiedliche Fahrradarten und Entschädigungswerten 

unterschieden. 
 

 Neufahrrad 
Das Fahrrad wurde als Neufahrrad direkt vom Hersteller oder Fahrradhändler erworben und befindet sich zum Zeit-
punkt des Schadenfalls im Erstbesitz. 
 

 Grundlage für die Ermittlung der Entschädigungshöhe ist der in der Anschaffungsrechnung ausgewiesene Kaufpreis 
des Neufahrrades. Der Kaufvertrag bzw. die Anschaffungsrechnung ist hierfür vorzulegen. 

 
 Gebrauchtfahrrad Erwerb beim Hersteller oder Fahrradhändler 

Das Fahrrad wurde als Gebrauchtfahrrad (auch Vorführfahrrad) direkt vom Hersteller oder Fahrradhändler erworben 
und hatte mind. einen Vorbesitzer. 

 
 Grundlage für die Ermittlung der Entschädigungshöhe ist der in der Anschaffungsrechnung ausgewiesene Kaufpreis 

des Gebrauchtfahrrades. Der Kaufvertrag bzw. die Anschaffungsrechnung ist hierfür vorzulegen. 
 
 Gebrauchtfahrrad Privatkauf 
 Das Fahrrad wurde als Gebrauchtfahrrad auf dem Privatmarkt (z. B. eBay) von Privat erworben. 
 
 Grundlage für die Ermittlung der Entschädigungshöhe ist der in den Kaufbelegen ausgewiesene Kaufpreis des Ge-

brauchtfahrrades. Die Kaufbelege sind hierfür vorzulegen (z. B. Anschaffungsrechnung, Quittung, Zahlungsbeleg, 
Angebotsausdruck, etc.).  
Sollten keine Kaufbelege vorhanden sein, ist Grundlage für die Ermittlung der Entschädigungshöhe der  Wiederbe-
schaffungswert eines Fahrrades in gleicher Art und Güte auf dem Gebrauchtfahrradmarkt. 

 
A 4.2 Entschädigungsgrenze 
 

ist in allen unter A 4.1 genannten Fällen die Entschädigungsstaffel gem. A 5.3. 
 
A 4. 3    Versicherungssumme 
 Die Versicherungssumme wird zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer vereinbart. Sie soll dem Neupreis 

(Neufahrrad) bzw. dem Wiederbeschaffungswert (Gebrauchtrad) am Kauftag des Rades  entsprechen.    
 
A 4.3.1  Vorsorge durch Umbauten oder nachträglich angebrachten Teilen im Rahmen der Premium Plus-Deckung  

 
 Wenn sich während der Wirksamkeit des Vertrages, durch Um- oder Anbauten an dem versicherten Fahrrad eine 

Erhöhung der Versicherungssumme ergibt, gilt diese bis zu einem Vorsorgebetrag von 10 Prozent der Versiche-
rungssumme bis zur nächsten Hauptfälligkeit versichert.  
 
Entschädigungsgrenze ist in diesen Fällen die Entschädigungsstaffel gem. A 5.3. 

 
 Über den o.g. Zeitpunkt hinaus gilt die Regelung nach A 7.3.  
 
A 4.4 Unterversicherung 
 Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger als der Entschädigungswert, besteht 

eine Unterversicherung. In diesem Fall kann die Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Entschädigungswert gekürzt werden. Es gilt folgende Berechnungsformel:  
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Entschädigungswert.  
 

 
A 5  Leistungsumfang 
 
A 5.1. Entschädigung bei Diebstahl  



 
 Der Versicherer erstattet die tatsächlich angefallenen Kosten für eine Ersatzbeschaffung in gleicher Art, Ausstattung 

und Güte des versicherten Neufahrrads oder Gebrauchtfahrrads nach Maßgabe von A 4, maximal bis zur Entschä-
digungsgrenze nach Entschädigungswertstaffel gem. A 5.3. 

 
 Wird der Fahrradtyp nicht mehr hergestellt (Neufahrrad) oder ist auf dem Gebrauchtfahrradmarkt (Gebrauchtfahr-

rad) nicht mehr erhältlich, gilt der Kaufpreis eines nach Typ und Ausstattung vergleichbaren Nachfolgemodells.  
Für Neufahrräder ist jeweils maßgeblich die unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers, abzüglich orts- und 
marktüblicher Nachlässe am Tag des Schadens. 

 
 Die Ersatzbeschaffung ist durch Vorlage der Anschaffungsrechnung, bzw. der Kaufbelege für das neu angeschaffte 

Fahrrad nachzuweisen. 
 
A 5.2 Entschädigung bei Vandalismus, Reparatur, Verschleiß, Wertminderung 
 Der Versicherer erstattet die zwangsläufig erforderlichen Reparaturkosten aufgrund eines versicherten Ereignisses. 

Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Wiederherstellung des vorherigen Zustands mit gleichwertigen Ersatztei-
len und Arbeitslohn, die die Verkehrs- und Funktionstüchtigkeit wiederherstellen, auf Basis der Ermittlung der Ent-
schädigungshöhe nach A 4, maximal bis zur Entschädigungsgrenze nach Entschädigungswertstaffel nach 
 A 5.3. 
 
Die Höhe der Reparaturkosten ist durch Vorlage einer Reparaturrechnung nachzuweisen. Erfolgt eine Reparatur in 
Eigenregie, erstattet der Versicherer die Kosten für die hierfür erforderlichen angeschafften Ersatzteile gemäß vor-
zulegender Teile- / Materialrechnung. 
 
Die Rechnung der Reparaturwerkstatt muss Angaben zum versicherten Fahrrad enthalten. (Mindestens Hersteller, 
Typ, Rahmennummer, Detailinformationen zur Bearbeitung / Erkenntnis am Fahrrad). 
 

 Bei nicht verfügbaren Ersatzteilen siehe A 5.7. 
 
A 5.2.1 Die Kosten für den Tausch des Akkus infolge von Verschleiß sind nur dann erstattungsfähig, wenn die vom Herstel-

ler angegebene Leistungskapazität dauerhaft um 50 % unterschritten wird.  
 
A 5.2.3 Bei Premium Plus Deckung gilt: Entschädigung für Reifen und Bremsen infolge von Verschleiß kann nur einmal pro 

Versicherungsjahr in Anspruch genommen werden. Die Entschädigung ist je Versicherungsjahr und Versicherungs-
fall auf 150 EUR begrenzt.  

 
A 5.2.4 Bei Premium Plus Deckung gilt: Übersteigen die Reparaturkosten 50 % der Versicherungssumme, entschädigen wir 

Ihnen zusätzlich eine Wertminderung in Höhe von 10 % der Versicherungssumme, max. 300 EUR. Kein Anspruch 
auf Wertminderung besteht für  Schäden an Akkus.  

 
A 5.3 Entschädigungsgrenze, Entschädigungswertstaffel  
 
 Die nach A 4 ermittelte Entschädigungshöhe wird gemäß Leistungsumfang nach A 5.1 und A 5.2 mit den nachste-

hend aufgeführten Prozentsätzen begrenzt: 
 
A 5.3.1 Entschädigungswertestaffel für Neufahrräder im Rahmen der Premium-Deckung:  
 

- 1-3 Jahr nach der Neuanschaffung 100% des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten 
- 4-5 Jahr nach der Neuanschaffung 70% des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- 6-7 Jahr nach der Neuanschaffung 50 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- 8-9 Jahr nach der Neuanschaffung 30 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- Ab dem 10 Jahr nach der Neuanschaffung 20 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten  

 
A 5.3.2 Entschädigungswertestaffel für Neufahrräder im Rahmen der Premium Plus-Deckung:  
 

- 1-5 Jahr nach der Neuanschaffung 100% des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- 6-7 Jahr nach der Neuanschaffung 50 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- 8-9 Jahr nach der Neuanschaffung 30 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten 
- Ab dem 10 Jahr nach der Neuanschaffung 20 % des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten  

 
Die Vorlage des Kaufvertrags bzw. der Anschaffungsrechnung ist zwingend notwendig, ansonsten erfolgt die Regulierung  
nach A 5.3.3  
 
A 5.3.3 Entschädigungswertestaffel für Gebrauchtfahrräder :   
 

- im 1. Jahr der Anschaffung 100 % des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten 
- im 2. Jahr  der Anschaffung 60 % des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten  
- im 3. Jahr der Anschaffung 50 % des Kaufpreises- bzw. Instandsetzungskosten  
- im 4. Jahr der Anschaffung 40 % des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten 
- im 5. - 7 Jahr der Anschaffung 30 % des Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten 
- ab dem 8. Jahr der Anschaffung 20 % der Kaufpreises bzw. Instandsetzungskosten 

 
A 5.4 Entschädigung für regelmäßig im Gebrauch befindliches lose mit dem Fahrrad verbundenes Fahrradzubehör  

 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf 10 % der Versicherungssumme begrenzt. 
 



A 5.5 Entschädigung für Fahrradgepäck im Rahmen der Premium Plus-Deckung 
 
 Die Entschädigung für Fahrradgepäck ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf 300,00 EUR begrenzt. 
 
A 5.6 Entschädigung Mobilitätsgarantie  
 

Die Kosten sind je Versicherungsfall auf 500 EUR begrenzt und können nicht in Anspruch genommen werden, 
wenn der Schaden bereits vor Fahrtantritt vorhanden war. 

 
A 5.7 Entschädigung bei Nichtverfügbarkeit von Ersatzteilen  
 
 Sofern keine Ersatzteile für das versicherte Fahrrad verfügbar sind, ist der Versicherer nach eigenem Ermessen 

berechtigt, die Erstattung unter Berücksichtigung von Art und Qualität vergleichbarer Produkte (nicht vom gleichen 
Hersteller) vorzunehmen. 

 
 Sollte aufgrund von nicht verfügbaren Ersatzteilen die Betriebsfähigkeit des versicherten Fahrrads nicht gegeben 

sein, erstattet der Versicherer ausschließlich die Kosten gem. dem vorstehenden Absatz 
 
 
A 6  Fälligkeit der Entschädigung, Verzinsung 
 
A 6.1 Fälligkeit der Entschädigung 
   
  Die Entschädigung wird fällig, wenn der Versicherer den Anspruch dem Grund und der Höhe nach abschließend 

festgestellt hat. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Ab-
schlagszahlung beanspruchen, der voraussichtlich mindestens zu zahlen ist. 

 
A 6.2  Verzinsung 
   
  Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 

Zinspflicht besteht: 
 
A 6.2.1 Entschädigung 
   
  Sie ist ab dem Tag der Schadenmeldung zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb eines 

Monats geleistet wurde. 
 
A 6.2.2  Zinssatz 
   
  Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbusch (§ 247 BGB), 

mindestens aber bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.  
 
  Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 
 
A 6.3  Hemmung 
   
  Bei der Berechnung der Fristen nach A 6.1 und A 6.2.1 gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den we-

gen Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
 
A 6.4  Aufschiebung der Zahlung 
   
  Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
 
A 6.4.1  Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 
 
A 6.4.2  ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 

aus Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft. 
 
A 7 Leistungsvoraussetzungen 
 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
 

A 7.1  bei Nichtgebrauch das versicherte Fahrrad zum Schutz gegen Diebstahl mit einem eigenständigen verkehrsübli-
chen Schloss (kein Zahlenschloss) zu sichern. Ersatzweise kann ein Kombinationsschloss mit einem Rahmen-
schloss und dazugehöriger Einschluss-Kette verwendet werden.  
Bei der Unterbringung in gemeinschaftlich genutzten Räumen ist das versicherte Fahrrad zum Schutz gegen Dieb-
stahl mit einem eigenständigen verkehrsüblichen Schloss (kein Zahlenschloss) zu sichern.  
Bei der Unterbringung in einem ausschließlich selbstgenutztem abgeschlossenen Raum/Schuppen/Gebäude entfällt 
die Verschlussvorschrift.  

 
A 7.2 das versicherte Fahrrad jederzeit nach der Vorgabe des Herstellers in einem ordnungsgemäßen Zustand zu halten.  
 
A 7.3 dem Versicherer nachträgliche An- oder Umbauten fester Teile, welche sich auf die Versicherungssumme auswir-

ken, schriftlich anzuzeigen.  
 



A 7.4 sofern das versicherte Fahrrad keine Rahmennummer hat, dieses bei der Polizei, beim Fachhändler oder bei Allge-
meinen Deutschen Fahrrad Club e. V. (ADFC) codieren zu lassen.  

 
A 8 Wieder aufgefundene Sachen 
 
A 8.1 Anzeigepflicht 
 

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer nach Kenntniserlan-
gung dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

 
A 8.2 Entschädigung 
 

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, so hat er die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem 
Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb eines Monats nach 
Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht 
das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

 
A 8.3 Ausgetauschte Teile 
 

Der Versicherer behält es sich vor, ausgetauschte Teile vom Fachhändler einzufordern und zu übernehmen. 
 
A 9 Veräußerung, Tod des Versicherungsnehmers, Fortführung des Vertrages nach einem Diebstahl oder Total-

schaden 
 
A 9.1 Veräußerung 
  

Veräußert der Versicherungsnehmer das versicherte Fahrrad, endet der Versicherungsvertrag zu diesem Zeitpunkt.  
Sind mehrere Fahrräder über diesen Vertrag versichert, endet der Versicherungsschutz nur für die Fahrräder, die 
veräußert wurden.  

 
A 9.2 Tod des Versicherungsnehmers 
  

Der Versicherungsvertrag endet bei Tod des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Ver-
sicherers, spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Fortfüh-
rung des Versicherungsverhältnisses unter Angabe des künftigen Versicherungsnehmers erklärt.  

 
A 9.3 Fortführung des Vertrages nach einem Diebstahl oder Totalschadens 
  

Nach der Entschädigungsleistung im Falle eines Diebstahls oder Totalschadens läuft der Vertrag mit dem neu er-
worbenen neuen Fahrrad weiter. Der Versicherungsnehmer teilt die erforderlichen Daten des neuen Fahrrades un-
verzüglich dem Versicherer mit. Der Beitrag berechnet sich nach dem Tarif für das neue Fahrrad. Die Kündigungs-
möglichkeit nach B 2.2 bleibt hiervon unberührt.  
 

A 9.4 Umzug 
 
 Wechselt der Versicherungsnehmer den Wohnort, gelten mit Umzugsbeginn die Tarifbestimmungen des Versiche-

rers am neuen Wohnort.  
 

Wenn sich der Beitrag aufgrund veränderter Beitragssätze erhöht, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag kün-
digen. Kündigt der Versicherungsnehmer, muss er das in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) tun. Dafür hat 
er einen Monat nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung Zeit. Maßgeblich für die Wahrung der Frist ist der 
Zugang beim Versicherer. Die Kündigung wird einen Monat, nachdem sie dem Versicherer zugegangen ist, wirk-
sam.   

 
 Dem Versicherer steht im Fall einer Kündigung der Beitrag nur in bisheriger Höhe und zeitanteilig bis zur Wirksam-

keit der Kündigung zu. 
 
A 10 Anpassung des Beitrags 
 
A 10.1 Der Versicherer ist berechtigt, den Beitragssatz für bestehende Versicherungsverträge in angemessenen Zeiträu-

men regelmäßig zu überprüfen. Hierbei ist zusätzlich auf der Basis der bisherigen Schadenentwicklung auch die 
voraussichtliche künftige Entwicklung des unternehmensindividuellen Schadenbedarfs zu berücksichtigen.  

 
A 10.2 Der Beitragssatz wird mittels anerkannter mathematischer-statistischer Verfahren unter Berücksichtigung der Scha-

denaufwendungen, der Kosten (Provisionen, Sach- und Personalkosten und Aufwand der Rückversicherung) und 
des Gewinnansatzes kalkuliert.  

 
A 10.3 Tarifliche Anpassungen von Beitragssätzen können vom Versicherer zur Hauptfälligkeit des Vertrages mit Wirkung 

ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres vorgenommen werden.  
 
A 10.4 Beitragssenkungen gelten automatisch ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres.  
 



A 10.5 Beitragserhöhungen werden dem Versicherungsnehmer unter Gegenüberstellung der alten und neuen Beitrags-
höhe spätestens einen Monat vor Hauptfälligkeit mitgeteilt. Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung, kündigen.  

 
A 10.6 Individuell vereinbarte Zuschläge oder tarifliche Nachlässe (z.B. Bündelnachlass, Laufzeitnachlass) bleiben von der 

Tarifanpassung unberührt.  
 
A 11  Reparaturversicherung, Ausschluss Diebstahlschäden – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich ver-

einbart 
 

Der  Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden durch Dieb-
stahl gemäß A 2.1. 

 
A 12  Diebstahlversicherung, Ausschluss Reparaturschäden – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich ver-

einbart 
 

Der  Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden durch Repara-
tur gemäß A 2.2 und aus der Mobilitätsgarantie gemäß A 2.3. 

 
A 13  Familienfahrräder – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich vereinbart. 
 
A 13.1 In Erweiterung zu dem im Versicherungsschein bezeichnetem Fahrrad mit Hilfsmotor  gemäß A 1 besteht Versiche-

rungsschutz auch für alle weiteren Fahrräder und Fahrradanhänger im Haushalt des Versicherungsnehmers für 
Schäden durch Diebstahl gemäß A 2.1.  
Sonstige Fahrräder mit Hilfsmotor gem. A1 und weitere Gefahren gelten nicht versichert.     

 
A 13.2 Der Versicherer erstattet die Kosten für eine Ersatzbeschaffung gem. der Entschädigungswertestaffel für Ge-

brauchtfahrräder gem. A 5.3.3 . Die Entschädigungsleistung ist pro Jahr und Versicherungsfall auf die im Versiche-
rungsschein genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 
A 13.3 Versicherungsnehmer und Versicherer können die Gefahr Diebstahl von Familienfahrrädern jederzeit in Textform 

(z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen. Die Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam.  
 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach 

Zugang der Kündigung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 
 
A 14  Marktgarantie – sofern im Versicherungsvertrag ausdrücklich vereinbart. 
 
A 14.1 Bietet zum Zeitpunkt des Schadeneintritts ein Versicherer einen leistungsstärkeren Tarif an, wird im Schadenfall der 

Versicherungsschutz im Rahmen der versicherten Gefahren und Schäden nach A 2 erweitert. Der Versicherer mit 
dem leistungsstärkeren Tarif muss in Deutschland zum Betrieb zugelassen sein und der Tarif muss als für jeder-
mann zugängliche Fahrrad-Vollkaskoversicherung angeboten werden.  

 
A 14.2 Die Marktgarantie gilt für Einschlüsse bzw. Leistungserweiterungen eines anderen Versicherers 

- für die von diesem kein Zusatzbeitrag erhoben wird und  
- die in Höhe oder Umfang nicht bei der Waldenburger Versicherung AG versicherbar sind (auch nicht gegen  
  Zusatzbeitrag). 

 
A 14.3 Die Marktgarantie gilt nicht 
 - für Schäden durch Verschleiß; 
 - für Schäden die bei Fahrten in Bike-und Downhill-Parks entstehen; 

- für berufliche und gewerbliche Risiken; 
- für Leih- oder Mieträder; 
- für Schutzbrief- oder Assistanceleistungen die über die Mobilitätsgarantie gemäß A 2.3 hinausgehen und  
  sonstige versicherungsfremde Dienstleistungen; 
- wenn der Versicherungsnehmer oder eine Person, dessen Verhalten sich dieser zurechnen lassen muss den  
  Schaden vorsätzlich verursacht.  

 
A 14.4 Der Versicherungsnehmer muss die weitergehenden Leistungen eines anderen Versicherers im Schadenzeitpunkt 

nachweisen. Als Nachweis dienen die Versicherungsbedingungen, Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen des anderen Versicherers, auf dessen Tarif sich der Versicherungsnehmer beruft.  

 
A 14.5 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt.   
 
A 14.6 Für die Marktgarantie gilt die Beitragsanpassungsmöglichkeit nach A 10.  



Teil B - Allgemeiner Teil 
 
Abschnitt B 1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung 
 
B 1.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
  
 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich 

der Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags. 
 
B 1.2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 
 
B 1.2.1 Beitragszahlung 
 
 Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vier-

teljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag.  
 
B 1.2.2 Versicherungsperiode 
  
 Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr 

ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer. 
 
B 1.2.3 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung und die D&O-Versicherung gilt: 
 
 Versicherungsjahr 
 
 Das Versicherungsjahr beträgt ein Jahr. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, wird das 

erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre.  

 
B 1.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
 
B 1.3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags 
 
 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 

angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts. 
 
 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag 

unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
   
 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 

Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 
 
 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist 

der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 
B 1.3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 
 
 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B 1.3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 

zurücktreten, solange der Versicherungsnehmer die Zahlung nicht veranlasst hat. 
 
 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
B 1.3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 
 
 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B 1.3.1 zahlt, so ist der 

Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Vo-
raussetzung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

 
 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 
 
B 1.4 Folgebeitrag 
 
B 1.4.1 Fälligkeit 
 
 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- 

oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt fällig. 
 
 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird. 
 
B 1.4.2 Verzug und Schadensersatz 
  
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt 

nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat. 
 



 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

 
B 1.4.3 Mahnung 
 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 

in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). 
Die Zahlungsfrist muss von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung betragen. 

 
 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der 

Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) hin-
weist. 

 
B 1.4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 
 
 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs-

nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so 
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

 
B 1.4.5 Kündigung nach Mahnung 
 
 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ab-

lauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung kündigen. 

 
 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung 

wirksam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versi-
cherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

 
B 1.4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung 
 
 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. 

Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 
eines Monats nach Fristablauf veranlasst wird. 

 
 Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B 1.4.4 bleibt bis zur Zahlung bestehen. 
 
B 1.5 Lastschriftverfahren 
 
B 1.5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
 
 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeit-

punkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 
 
 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 

ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

 
B 1.5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 
 
 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsver-

such, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. 

 
 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den aus-

stehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln. 
 
 Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versiche-

rungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
B 1.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
B 1.6.1 Allgemeiner Grundsatz 
 
 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeit-

raum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 
 
B 1.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 
 
B 1.6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den 

auf die Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, 
dass der Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu 
zahlenden Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

 



 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Jahr des Ver-
sicherungsschutzes gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus 
dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

 
B 1.6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so 

steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu. 
 
 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag 

nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 
 
B 1.6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 

dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu. 
 
B 1.6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versi-

cherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt  bean-
tragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

 
B 1.6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn 

der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen 
oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemes-
sene Geschäftsgebühr verlangen. 

 
 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts-

widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
Abschnitt B 2 Dauer und Ende des Vertrags, Kündigung 
 
B 2.1 Dauer und Ende des Vertrags 
 
B 2.1.1 Vertragsdauer 
  
 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
 
B 2.1.2 Stillschweigende Verlängerung 
  
 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert 

sich im ersten Versicherungsjahr nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf der  
Vertragslaufzeit eine Kündigung zugegangen ist. Ab dem zweiten Versicherungsjahr gilt für den Versicherungsneh-
mer eine tägliche Kündigungsfrist zum Versicherungsablauf.  

 
 Für den Versicherer gilt unabhängig vom Versicherungsjahr, eine Kündigungsfrist von drei Monaten vor dem Ablauf 

der Vertragslaufzeit.  
 
B 2.1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
  
 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es 

einer Kündigung bedarf. 
 
B 2.1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
 
 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des drit-

ten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens einen 
Tag  vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

 
B 2.1.5 Wegfall des versicherten Interesses (gilt nicht für die D&O-Versicherung) 
 
 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Ver-

trag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis 
erlangt. 

 
B 2.2 Kündigung nach Versicherungsfall 
 
B 2.2.1 Kündigungsrecht 
 
B 2.2.1.1 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie Betriebsunterbrechungsversicherungen gilt: 
 
 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 

Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines 
Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 

 
 
 
 
B 2.2.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt: 
 



 Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn 
-  vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Umweltschäden ge  

leistet wurde 
-  der Versicherer den Anspruch des Versicherungsnehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat, oder 
-  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird. 

 
 Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat 

nach der Zahlung, der Ablehnung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 
 
B 2.2.1.3 Für die D&O-Versicherung gilt: 
 
 Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn 

-  der Versicherer einen Anspruch auf Freistellung anerkennt oder zu Unrecht abgelehnt hat oder 
-  der Versicherer den versicherten Personen die Weisung erteilt, es zum Rechtsstreit über den Anspruch 

kommen zu lassen. 
 
B 2.2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
 
 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der  Versi-

cherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

 
B 2.2.3 Kündigung durch Versicherer 
 
 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 
B 2.3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen (gilt nicht für die Fahrrad-Vollkaskoversicherung und D&O-Versiche-

rung) 
 
B 2.3.1 Übergang der Versicherung 
 
B 2.3.1.1 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie Betriebsunterbrechungsversicherungen gilt: 
 
 Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs 

(bei Immobilien: Datum der Umschreibung im Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer 
seines Eigentums aus dem Versicherungsvertrag sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsneh-
mers ein. 

 
 Die Versicherung geht auch über, wenn die versicherte Sache im Wege der Zwangsversteigerung erworben wird 

oder ein Dritter auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses die Berechti-
gung erwirbt, versicherte Bodenerzeugnisse zu beziehen. 

 
 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 
 
B 2.3.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt: 
 
 Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer 

seines Eigentums sich aus dem Versicherungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
 
 Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Ver-

hältnisses von einem Dritten übernommen wird. 
 
B 2.3.2 Kündigung 
 
 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegenüber den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird. 

 
 Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der laufenden 

Versicherungsperiode in Textform zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Mo-
nats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 

 
B 2.3.3 Beitrag 
 
 Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den Erwer-

ber während einer laufenden Versicherungsperiode erfolgt. 
 
 Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags. 
 
 
 
 
B 2.3.4 Anzeigepflichten 
 
 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 



oder Brief) anzuzeigen. 
 
 Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall 

später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen. 
Der Versicherer muss hierzu nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte. 

 
 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem 

ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, wenn zur Zeit des 
Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist für seine Kündigung abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 

 
Abschnitt B 3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 
 
B 3.1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 
 
B 3.1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände 
 
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-

fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und 
die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese 
Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt. 

 
 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 

Absatz  1 und B 3.1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. 

 
 Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 

worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit zur Last fällt. 

 
B 3.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
 
B 3.1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
 
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag 

zurücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz. 
 
 Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen 

oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
 
 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

 
 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 

wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

 
B 3.1.2.2 Kündigung 
 
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1 einfach fahrlässig oder schuldlos, 

kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Das Kündigungsrecht ist 
ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

 
B 3.1.2.3 Vertragsänderung 
 
 Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der 

Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 
 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Ge-

fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mittei-
lung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 
  
B 3.1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers 
 
 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines Monats 



schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begrün-
dung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die 
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Um-
stände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 

 
B 3.1.4 Hinweispflicht des Versicherers 
 
 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den 

Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der 
Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

 
 
B 3.1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 
 
 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 

wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
 
B 3.1.6 Anfechtung 
 
 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 
 
B 3.1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
 
 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf 

Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist einge-
treten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vor-
sätzlich oder arglistig verletzt hat. 

 
B 3.2 Gefahrerhöhung (gilt für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie Betriebsunterbrechungs-

versicherungen und die D&O-Versicherung) 
 
B 3.2.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
 
B 3.2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsäch-

lich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Vergrößerung 
des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird. 

 
B 3.2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand 

ändert,  nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 
 
B 3.2.1.3    Eine Gefahrerhöhung nach B 3.2.1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 

Umständen als mitversichert gelten soll. 
 
B 3.2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 
 
B 3.2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche-

rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
 
B 3.2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine  Gefah-

rerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 
 
B 3.2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 

Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 
 
B 3.2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer 
 
B 3.2.3.1 Kündigungsrecht 
 
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B 3.2.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos 

kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das 
Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

 
 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-

nat kündigen. 
 
 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 bekannt, kann er den Ver-

trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
 
B 3.2.3.2 Vertragsänderung 
 
 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsät-

zen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 
 
 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die 

Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer 



den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 
 
B 3.2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
 
 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach B 3.2.3 erlöschen, wenn diese nicht 

innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

 
B 3.2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
 
B 3.2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 

wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach B 3.2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungs-
nehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kür-
zen, das der Schwere des Verschuldens des    Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

 
B 3.2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später 

als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, 
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs-
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B 3.2.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des 
Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zuge-
gangen sein müssen, bekannt war. 

 
B 3.2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

a)  soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Ver-
sicherungsfalls oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 

b)  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

c)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrund-
sätzen entsprechend erhöhten Beitrag verlangt. 

 
B 3.3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
B 3.3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
 
B 3.3.1.1 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie die Betriebsunterbrechungsversicherungen gilt: 
 

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen 
hat, sind: 

 
a) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften; 
b) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten. 

 
B 3.3.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung und die D&O-Versicherung gilt: 
 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interes-
sen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdro-
hend. 

 
B 3.3.1.3 Rechtsfolgen 
 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nach-
dem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

 
Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

 
B 3.3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
 
 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfüllen: 
 
B 3.3.2.1  Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungs-

nehmer Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen - ggf. auch mündlich 
oder telefonisch - einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen 
zu handeln. 

 
 
 
B 3.3.2.2 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronik sowie Betriebsunterbrechungsversicherungen gilt zusätzlich zu B 3.3.2.1: 
 
 Der Versicherungsnehmer hat 
 



a) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - ggf. auch münd-
lich oder telefonisch - anzuzeigen; 

b) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
c) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzu-

reichen; 
d) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch 

den Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

e) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu er-
teilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten; 

f) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden 
kann. 

g) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem anderen als dem Versicherungsnehmer 
zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach B 3.3.2.1 und B 3.3.2.2 ebenfalls zu erfüllen - soweit ihm dies nach 
den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

 
B 3.3.2.3 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt zusätzlich zu B 3.3.2.1: 
 

a) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben worden sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haft-
pflichtansprüche geltend gemacht werden. 

 
b) Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-

denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bear-
beitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden. 

 
c) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt 

oder wird ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Dies gilt 
auch, wenn gegen den Versicherungsnehmer wegen des den Anspruch begründenden Schadenereignisses ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.  

 
d) Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-

sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Wei-
sung des Versicherers bedarf es nicht. 

 
e) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 

des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsneh-
mers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
B 3.3.2.4 Für die D&O-Versicherung gilt abweichend von B 3.3.2.1: 
 
 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls nachfolgende Obliegenheiten zu erfüllen. 

Diese und die Rechtsfolgen bei Verletzung gelten sinngemäß auch für die versicherten Personen.  
 

a) Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versiche-
rungsnehmer Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch 
mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtge-
mäßem Ermessen zu handeln.  

b) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.  
c) Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-

densermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Be-
arbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden.  

d) Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, ein selbständiges Beweisverfahren angeordnet oder ergeht ein Straf-
befehl oder Bescheid, der den Einsatz eines Vermögensschadens zum Gegenstand hat oder zur Folge haben 
könnte, so hat der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu 
erstatten, auch wenn der Versicherungsfall selbst bereits angezeigt wurde.  

e) Wird gegen eine versicherte Person ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt 
oder gegen diese gerichtlich der Streit verkündet, so ist dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. Das gleiche gilt 
im Falle eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung. Gegen einen Mahnbescheid muss die versicherte 
Person fristgemäß Widerspruch einlegen, ohne dass es einer Weisung des Versicherers bedarf. 

f) Wird gegen eine versicherte Person ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat sie die Führung des Verfah-
rens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen der versicherten Person einen 
Rechtsanwalt. Die versicherte Person muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.  

 
B 3.3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
 
B 3.3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach B 3.3.1 oder B 3.3.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 



von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. 

 
 Besonderheit für die Hausratversicherung 
 Im Rahmen der Premium Plus-Deckung wird auf eine Leistungskürzung wegen grob fahrlässiger Verletzung von 

gesetzlichen oder behördlichen Sicherheitsvorschriften nach B 3.3.1.1 a) verzichtet. Das gilt nicht für vertraglich 
vereinbarte Sicherheitsvorschriften.    

 
B 3.3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklä-

rungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat. 

 
B 3.3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit 

nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
Abschnitt B 4 Weitere Regelungen 
 
B 4.1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 
 
B 4.1.1 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung sowie Betriebsunterbrechungsversicherungen gilt: 
 
B 4.1.1.1 Anzeigepflicht 
  
 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die 

andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungs-
summe anzugeben.  

 
B 4.1.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
 
 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B 4.1.1.1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versi-

cherer  unter den in B 3.3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von 
der anderen Versicherung erlangt hat. 

 
B 4.1.1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 
 

a)  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche-
rungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Ent-
schädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Ge-
samtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

 
b)   Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 

hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen. 

 
 Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für 

denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Ent-
schädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssum-
men, aus denen die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in 
diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

 
c)  Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 

rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 
 
 Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 

Umständen Kenntnis erlangt. 
 
B 4.1.1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis 
von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene 
Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrags auf den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

 
 Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags 

werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 
 



b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall 
die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Beiträge verlangen. 

 
B 4.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt: 
 
B 4.1.2.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 
 
B 4.1.2.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann 

er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrags verlangen. 
 
B 4.1.2.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, 

nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht. 

 
B 4.1.3 Für die D&O-Versicherung gilt: 
 
B 4.1.3.1 Besteht für einen unter diesem Versicherungsvertrag geltend gemachten Schaden auch unter einem anderen Versi-

cherungsvertrag, Versicherungsschutz, so sind Versicherungsnehmer und versicherte Personen verpflichtet, den 
Schaden zunächst unter dem anderweitigen Versicherungsvertrag geltend zu machen. Die Leistungspflicht des Ver-
sicherers unter diesem Vertrag besteht nur, wenn und insoweit der anderweitige Versicherer für den Schaden nicht 
leistet. Kommt es zu einer Leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der Versicherer des anderweitigen Ver-
sicherungsvertrages seine Leistungspflicht gegenüber dem Versicherungsnehmer oder einer versicherten Person 
bestreitet, so sind diese verpflichtet, etwaige Ansprüche aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag an den Versi-
cherer dieses Vertrages abzutreten.  

 
B 4.1.3.2 Sofern der Versicherungsnehmer oder eine versicherte Person das durch diesen Vertrag versicherte Risiko auch 

anderweitig versichert (Mehrfachversicherung, Anschlussversicherung), ist dies dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen.  

 
B 4.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 
 
B 4.2.1 Form, zuständige Stelle 
 
 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die 

unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. 
Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist. 

 
 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein 

oder in  dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 

 
B 4.2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung 
 
 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-

lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 
Briefes  als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensände-
rung des Versicherungsnehmers. 

 
B 4.2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung 
 
 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet 

bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen B 4.2.2 entsprechend Anwendung. 
 
B 4.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
B 4.3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 
 
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen  entge-

genzunehmen betreffend 
 

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags; 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung; 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und während des Versicherungsverhältnisses. 

 
 
 
 
B 4.3.2 Erklärungen des Versicherers 
 
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 

Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
 



B 4.3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 
 
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zu-

sammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschrän-
kung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die  Beschränkung bei 
der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

 
B 4.3.4 Makler 
 
 Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versi-

cherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versi-
cherer weiterzuleiten. 

 
B 4.4 Verjährung 
 
 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 

des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich. 

 
 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-

nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten 
Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

 
 Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
 
B 4.5 Örtlich zuständiges Gericht 
 
B 4.5.1 Klagen gegen den Versicherer 
 
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 

dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
 
 Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung sei-

nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. 

 
 Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 
Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

 
B 4.5.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 
 
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche  Zustän-

digkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein sol-
cher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt. 

 
 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 

gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

  
B 4.6 Anzuwendendes Recht 
 
 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
B 4.7 Embargobestimmung 
 
 Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 

keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 

 
 Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Ame-

rika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
stehen.  

 
 
 
 
 
 
Abschnitt B 5 Besonderheiten für die Sachversicherung, Technischen Versicherungen und Betriebsunterbrechungs-
versicherungen  
 
B 5.1  Überversicherung  
 



 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versiche-
rer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe des 
Beitrags der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit 
dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.  

 
 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.  

 
B 5.2  Versicherung für fremde Rechnung  
 
B 5.2.1  Rechte aus dem Vertrag  
 
 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versi-

cherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht 
auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.  

 
B 5.2.2  Zahlung der Entschädigung  
 
 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 

der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.  

 
B 5.2.3  Kenntnis und Verhalten  
 
B 5.2.3.1  Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der 

Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.  
 
 Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der  Versi-

cherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn 
der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.  

 
B 5.2.3.2  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden 

ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.  
 
B 5.2.3.3  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auf-

trag des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.  
 
B 5.3  Aufwendungsersatz  
 
B 5.3.1  Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens  
 
B 5.3.1.1  Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 

den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Wei-
sung des Versicherers macht.  

 
B 5.3.1.2  Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzu-

wenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn 
diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolg-
reich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.  

 
B 5.3.1.3  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach B 5.3.1.1 und  
 B 5.3.1.2 entsprechend kürzen; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstan-

den sind.  
 
B 5.3.1.4  Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen zusammen höchstens die Versiche-

rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind.  

 
B 5.3.1.5  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß B 5.3.1.1 erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-

rungsnehmers vorzuschießen.  
 
B 5.3.1.6  Für die Sach-, Maschinen und Elektronikversicherung gilt:  
 
 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistun-

gen im öffentlichen Interesse kostenfrei zu erbringen sind.  
 
 
 
B 5.3.1.7  Für die Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:  
 
 Nicht versichert sind Aufwendungen:  
 

a)  für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kos-
tenfrei zu erbringen sind;  



b)  soweit durch sie über die Haftzeit hinaus für den Versicherungsnehmer Nutzen entsteht;  
c)  soweit durch sie Kosten erwirtschaftet werden, die nicht versichert sind oder  
d)  zur Beseitigung des Sachschadens.  

 
B 5.3.2  Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens  
 
B 5.3.2.1  Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu 

ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten waren.  
 
 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, 

soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.  
 
B 5.3.2.2  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach B 5.3.2.1entspre-

chend  kürzen.  
 
B 5.4  Übergang von Ersatzansprüchen  
 
B 5.4.1  Übergang von Ersatzansprüchen  
 
 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versi-

cherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.  
 
 Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.  
 
 Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 

in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.  

 
B 5.4.2  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen  
 
 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht 

unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs 
auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.  

 
 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 

verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.  

 
B 5.5  Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen  
 
B 5.5.1  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles  
 
B 5.5.1.1  Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi-

gungspflicht frei.  
 
 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versiche-

rungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.  
 
B 5.5.1.2  Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-

tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  
 
B 5.5.1.3  Abweichend von B 5.5.1.2 verzichtet der Versicherer bei der grob fahrlässigen Herbeiführung des Versicherungs-

falls ganz oder teilweise darauf, die Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.   

 
B 5.5.2  Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles  
  
 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 

über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen 
versucht.  

 
 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 

wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.  
 
B 5.6  Repräsentanten  
 
 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 



Merkblatt zur Datenverarbeitung
(Stand 01.05.2018) 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Waldenburger 
Versicherung AG und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Waldenburger Versicherung AG
Max-Eyth-Straße 1
74638 Waldenburg
Telefon +49 7942 945-5055
Fax       +49 7942 945 555066
info@waldenburger.com

vertreten durch den Vorstand 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – 
oder per E-Mail unter: datenschutzbeauftragter@waldenburger.com

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet unter www.waldenburger.com/datenschutz
abrufen. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss 
des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, 
verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages sind ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für 
die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten in Bezug auf die bestehenden Verträge 
nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer 
Vertragsanpassung oder Vertragsergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 
1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines 
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. 
Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies 
kann insbesondere erforderlich sein:

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Unternehmen der Würth Gruppe

und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von

Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes
Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in
Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für
die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder
mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den
telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die 
Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Homepage unter www.waldenburger.com/datenschutz entnehmen.

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann 
es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen 
geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre 
personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahren.

Betroffenenrechte

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können 
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht
auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
Königstraße 10a
70173 Stuttgart

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere 
Informationen dazu entnehmen Sie bitte den beiliegenden Hinweisen zum HIS.
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Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-
Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei der Arvato Infoscore
https://finance.arvato.com/icdinfoblatt zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 

Datenübermittlung in ein Drittland

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt 
die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder 
andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-
Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Datenschutzniveau bei unseren 
Dienstleistern in Drittländern finden Sie hier www.waldenburger.com/datenschutz Sie können die Informationen auch unter den 
oben genannten Kontaktadressen anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen

Auf Basis der von Ihnen gemachten Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen vollautomatisch bei der Antrags-, Vertrags-, 
sowie Schaden- und Leistungsverarbeitung.
Die Entscheidung erfolgt dabei insbesondere auf der Grundlage Ihrer Angaben zu persönlichen Risikomerkmalen. Die 
vollautomatisierten Entscheidungen basieren insbesondere auf den vertraglichen Bedingungswerken und den daraus 
abgeleiteten Regeln und Bearbeitungsrichtlinien.
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